
Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Michaela Steinacker, DI Georg Strass er 

Kolleginnen und Kollegen 

zum Antrag der Abgeordneten Mag. Michaela Stein acker, Mag. Harald Stefan, Karl Mahrer, 

B.A., Hans-Jörg Jenewein, MBA, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit 

dem das Sicherheitspolizeigesetz, das Namensänderungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche 

Gesetzbuch, das Strafgesetzbuch, das Jugendgerichtsgesetz 1988, die Strafprozeßordnung 

1975, das Strafregistergesetz 1968, das Tilgungsgesetz 1972, die Exekutionsordnung, das Bun­

desgesetz, mit dem das Sicherheitspolizeigesetz geändert wird und Verstöße gegen bestimmte 

einstweilige Verfügungen zum Schutz vor Gewalt und zum Schutz vor Eingriffen in die Pri­

vatsphäre zu VerwaItungsübertretungen erklärt werden, das Ärztegesetz 1998, das Gesund­

heits- und Krankenpflegegesetz, das Hebammengesetz, das Kardiotechnikergesetz, das MTD­

Gesetz, das Medizinische Assistenzberufe-Gesetz, das Medizinischer Masseur- und Heilmas­

seurgesetz, das Sanitätergesetz, das Zahnärztegesetz, das Musiktherapiegesetz, das Psycho­
logengesetz 2013, das Psychotherapiegesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das 

Verbrechensopfergesetz und das Bundesgesetz mit dem das Bundesgesetz über die Grunds­

ätze für Hilfen für Familien und Erziehungshilfen für Kinder und Jugendliche geändert wer­

den (GewaItschutzgesetz 2019) (970/ A) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag (970/A) wird wie folgt geändert: 

Artikel 4 (Änderung des Strafgesetzbuches) wird wie folgt geändert: 

Nach der Z 14 wird folgende Z 14a neu eingefiigt: 

,,14a. § 109 lautet wie folgt: 

"Hausfriedensbruch 

§ 109. ( 1) Wer mit Gewalt gegen eine Person, durch Drohung mit Gewalt oder auf eine in § 129 
Abs. I Z 1 bis 4 genannte Weise in eine Wohn- oder Betriebstätte eindringt, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(I a) Ebenso ist zu bestrafen, wer 

1.  in einem Haus, in einer Wohn- oder Betriebsstätte oder in einem unmittelbar zu einem Haus 
gehörenden umfriedeten Bereich entgegen einer Aufforderung des Berechtigten beharrlich 
verweilt oder 

2 .  in eine Wohn- oder Betriebsstätte eindringt und dort ohne Einwilligung des Berechtigten 
Bild- oder Tonaufnahmen dieser Wohn- oder Betriebsstätte oder der dort befindlichen Per­
sonen oder Sachen anfertigt oder eine Vorrichtung zur Anfertigung solcher Ton- oder Bild­
aufnahmen anbringt. 

( 1  b) Betriebsstätte ist jeder umschlossene Raum, der zur Ausübung des öffentlichen Dienstes 
oder eines Berufes, Gewerbes oder Geschäftes dient. 

(2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des in seinen Rechten Verletzten zu verfolgen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer auf die im Abs. I geschilderte 
Weise in ein Haus, eine Wohn- oder Betriebsstätte oder einen unmittelbar zu einem Haus gehören­
den umfriedeten Bereich eindringt, wobei 

1 .  er gegen eine dort befmdliche Person oder Sache Gewalt zu üben beabsichtigt; oder 

2. er oder mit seinem Wissen ein anderer Beteiligter (§ 12) eine Waffe oder ein anderes Mittel 
bei sich führt, um den Widerstand einer Person zu überwinden oder zu verhindern, oder 

3. mit Gewalt gegen eine Person oder durch Drohung mit Gewalt das Eindringen mehrerer 
Personen erzwungen wird. 

1/5 

AA-151 XXVI. GP - Abänderungsantrag (gescanntes Original) 1 von 5

www.parlament.gv.at



(4) Ebenso ist zu bestrafen, wer die Tat nach Abs. l a  Z I mit Gewalt oder durch gefährliche 
Drohung (§ 74 Abs. I Z 5) begeht."" 

Begründung 

1. Der Straftatbestand gegen Hausfriedensbruch wurde im StGB 1974 grundlegend neu geregelt und 
seitdem nicht mehr geändert, obwohl er von Anfang an im Zentrum der Kritik stand und steht. So 
urteilt Bertel schon 1982 in der 1 .  Auflage des Wiener Kommentars zum Strafgesetzbuch: .. § 109 

ist leider vollständig mißlungen. " (WK-StGB I § 109 Rz I ,  Stand 1982) - eine Beurteilung, die noch 
in der aktuellen Auflage zustimmend zitiert wird (Soyer/Schumann, WK-StGB § 109 Rz 7, Stand 
1.8.20 18: " ... vielfach zu Recht als. misslungen' bzw . kriminal politisch zu kurz gegriffen' /..;riti­
sied'). Kaum milder urteilen andere Kommentare und Lehrbücher. 

Die Kritik an § 109 StGB ist allgemein. Schmoller hat bereits 2002 (Unzureichender Schutz des 
Hausrechts in Österreich. Überlegungen zur Auslegung und Reform des § 109 StGB, Jesionek-FS 

483) die Kritik zusammengefasst und einen ausführlichen Reformvorschlag vorgelegt, den der Ge­
setzgeber bisher nicht aufgegriffen hat und an den der vorliegende Entwurf in wesentlichen Teilen 
anknüpft. 

2. Bemängelt wird vor allem, dass die österreichische Strafbestimmung nur einen viel zu kleinen 
Bereich des Hausrechtes schütze, und auch diesen nur gegen wenige Angriffsformen. Der 
Grundtatbestand beschränkt sich auf den Schutz von Wohnstätten, lässt also das Hausrecht an Büros, 
Kanzleien, Ordinationsräumen, Werkstätten, aber auch an Häusern allgemein, an umfriedeten, zu 
einem Haus gehörenden Gartenbereichen und ähnlichen Objekten strafrechtlich ungeschützt. Und 
selbst bei Wohnstätten wird nur das gewaltsame Einbringen gegen den Willen des anwesenden 
Hausberechtigten (siehe unten) vom Straftatbestand erfasst. Wer in eine fremde Wohnung durch ein 
offenes Fenster einsteigt oder wer in die Wohnung eindringt, indem er die Wohnungstür mit einem 
Nachschlüssel aufsperrt, der macht sich nach geltendem Strafrecht nicht wegen Hausfriedensbruchs 
strafbar. 

Als weiterer schwerwiegender Mangel wird hervorgehoben, dass das unbefugte Verweilen in frem­
den Räumen auch dann nicht strafbar ist, wenn der Störer unmissverständlich von Hausrechtsinhaber 
aufgefordert wird, die Räume zu verlassen, sich aber beharrlich weigert. Wer unbefugt durch eine 
offene Wohnungstür (oder auch durch ein offenstehendes Fenster, siehe den vorigen Absatz) in eine 
fremde Wohnung eindringt, macht sich auch dann nicht wegen Hausfriedensbruchs strafbar, wenn 
er beharrlich in dieser Wohnung verbleibt, obwohl er vom berechtigten Besitzer nachdrücklich zum 
Verlassen der Wohnung aufgefordert wird. Da das Sicherheitspolizeirecht strafrechtsakzessorisch 
gestaltet ist (§ 16 Abs. 2 SPG), kann auch die Polizei dem Wohnungseigentümer nur unvollkommen 
zu Hilfe kommen (näher unten im Besonderen Teil, zu § \09 Abs. l a  Z I). So bleibt dem Berech­
tigten derzeit nur die Besitzstörungsklage beim Zivilgericht (ein Weg, der mühsam sein kann, weil 
bei den Bezirksgerichten kein Journaldienst eingerichtet ist und außerdem die Identität des Störers 
oft nicht bekannt ist) oder die eigenmächtige Selbsthilfe (§ 344 ABGB). 

Andererseits wird der derzeitige Straf tatbestand des schweren Hausfriedensbruchs (§ 109 Abs. 3), 
der unter anderem das Eindringen von mehreren Personen in beliebige Objekte mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren bedroht, als zu weit empfunden. Während es von keinem Straftatbestand erfasst 
ist, wenn eine Person gewaltsam in ein fremdes Büro eindringt (keine Wohnstätte, siehe oben), dro­
hen drei Personen, die eine alleinstehende und unbenützte alte Scheune aufbrechen, um darin zu 
übernachten, bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe. 

Um dieses Ergebnis zu vermeiden, hat die Rechtsprechung den ohnedies schon höchst unvollkom­
menen Schutz des Hausrechts an Wohnstätten weiter reduziert: Auch das gewaltsame Eindringen in 

eine fremde Wohnung wird nur dann bestraft, wenn zur Tatzeit in dieser Wohnung zumindest eine 

berechtigte Person (also der Wohnungseigentümer oder ein Mitbewohner) anwesend ist. Ist der 
Wohnungsinhaber gerade ausgegangen, dann gibt es keinen strafbaren Hausfriedensbruch. Wer also 
eine Wohnungstür aufbricht und in eine fremde Wohnung eindringt, während die Bewohner tags­
über bei der Arbeit sind, macht sich - von einer allfälligen Sachbeschädigung abgesehen - nach 
geltendem Recht nicht strafbar. 
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3. Im Gegensatz zu dieser sehr engen Regelung, ist das Hausrecht in unseren Nachbarländern 
Deutschland und Schweiz seit jeher umfassend strafrechtlich geschützt. Nach § 123 des deutschen 
Strafgesetzbuchs ist jedes unbefugte Eindringen in Wohn- oder Geschäftsräume und in das "befrie­
dete Besitztum eines anderen" (gleichgültig ob mit oder ohne Gewalt, ob heimlich oder durch eine 
offenstehende Tür) ein strafbarer Hausfriedensbruch, und gleichermaßen macht sich wegen Haus­
friedensbruchs umfassend strafbar, "wer, wenn er ohne Befugnis darin verweilt, auf die Aufforde­
rung des Berechtigten sich nicht entfernt". Ebenso umfassend ist Art. 186 schweizerisches StGB. 
Mögen diese Formulierungen den Bereich des Strafbaren vielleicht unter dem Gesichtspunkt des 
Ultima-Ratio-Prinzips allzu weit ausdehnen, so zeigen sie doch deutlich die Defizite der allzu eng 
gefassten österreichischen Strafbestimmung gegen Hausfriedensbruch. 

4. Der vorliegende Entwurf soll diese Mängel des § 109 StGB beseitigen, ohne die Strafbarkeit zu 
überdehnen. 

Gleichzeitig wird im Zusammenhang mit dem Schutz vor Eingriffen in das verfassungsrechtlich 
geschützte Hausrecht ein weiteres Manko des österreichischen Strafrechts in den Blick genommen: 
Während das StGB umfassend vor der Verletzung von Persönlichkeitsrechten durch unbefugtes Ab­
hören und unbefugte Tonaufnahmen schützt (insbes. § 120: Strafbestimmung gegen Missbrauch von 
Tonaufnahme- und Abhörgeräten), gibt es im österreichischen Strafrecht keinen vergleichbaren 
Schutz gegen unbefugte Bildaufnahmen. 

Dies entspricht dem Schutzbedürfnis in der Entstehungszeit unseres StGB in den 1970-er Jahren. 
Damals gab es weder Smartphones noch digitale Fotografie, Fotokameras und Filmaufnahmegeräte 
waren groß und schwer, und die Verbreitung von Bildaufnahmen war vor dem Aufkommen der 
modemen Informationstechnik und des Internets sehr aufwendig und teuer, so dass ein umfassender 
strafrechtlicher Schutz gegen (damals praktisch allenfalls im Bereich der Geheimdienste vorkom­
mende) Eingriffe in die Persönlichkeit- und Geheimsphäre durch Bildaufnahmen entbehrlich er­
schien. Das hat sich in den letzten vierzig Jahren grundlegend geändert. 

Der Entwurf schlägt daher eine weitere Begehungsweise des Hausfriedensbruchs vor, die auf die 
Kombination zweier Rechtsgüter abstellt, nämlich auf den Schutz des Hausrechtes und den Schutz 
der Privat- und Geheimsphäre eines Menschen. Strafbar soll daher auch sein, wer unter Verletzung 
des Hausrechts unbefugt in ein geschütztes Objekt eindringt und dort Ton- oder Bildaufnahmen 
anfertigt bzw. Geräte zur Anfertigung oder Übermittlung solcher Aufnahmen anbringt. 

Zu § 109 Abs. 1 

Der Entwurf erweitert behutsam den Grundtatbestand des Hausfriedensbruchs, ohne die Straf­
barkeit so weit auszudehnen, wie es etwa im deutschen oder in schweizerischen StGB der Fall ist. 

Zum einen wird das Schutzobjekt erweitert, indem neben Wohnungen auch Betriebsstätten in den 
strafrechtlichen Schutz einbezogen werden. 

Zum anderen soll zwar auch in Hinkunft nicht jedes unbefugte Eindringen strafbar sein, allerdings 
erweitert der Entwurf die strafbaren Begehungsweisen über das Eindringen mit Gewalt hinaus. In 

Zukunft soll auch strafbar sein, wer in eine fremde Wohn- oder Betriebsstätte einbricht, einsteigt, 
mit einem nachgemachten oder widerrechtlich erlangten Schlüssel eindringt oder sonst eine beson­
deres, im Gesetz beschriebenes Hindernis überwindet. Das Gesetz verweist auf die Begehungsfor­
men des Diebstahls durch Einbruch (§ 129 Abs. 1 Z 1 bis 4), so dass sich die dazu entwickelten 
Grundsätze und Auslegungen für den neuen Tatbestand fruchtbar machen lassen. 

Betriebstätten sind nach der Legaldefinition des Abs. 1 b umschlossene Räume, die zur Ausübung 
des öffentlichen Dienstes oder eines Berufes, Gewerbes oder Geschäftes dienen. Dazu zählen ins­
besondere Büros, die Kanzlei eines Rechtsanwalts und ärztliche Ordinationen, Handels- und Ge­
werbebetriebe, Produktionsstätten, landwirtschaftliche Betriebe, aber auch Lagerhallen, Ställe und 
zum Betrieb gehörige Nebenräume. Im Vordergrund steht die Verwendung für eine wirtschaftliche 
Tätigkeit, doch muss die in den Räumen ausgeübte Tätigkeit nicht unbedingt auf Erwerb und Ge­
winn gerichtet sein, vielmehr soll jedes nachhaltige "Geschäft" ausreichen. Zu den geschützten Ob­
jekten zählen daher beispielsweise auch Räume, die einer wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Tätigkeit dienen, sowie Büros gemeinnütziger Vereine oder politischer Parteien. Stets muss es sich 
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aber um einen "umschlossenen Raum" handeln; Außenanlagen, Lagerplätze und dergleichen sind 
nicht erfasst. 

In allen diesen Fällen, also insbesondere bei Einbrechen, Einsteigen usw., soll die Hausrechtsverlet­
zung unabhängig davon strafbar sein, ob sich der Wohnungs- oder Betriebseigentümer oder ein 
anderer Berechtigter gerade in dem geschützten Objekt aufhält oder nicht. 

Andere Formen des bloßen Eindringens sollen im Sinne des Ultima-Ratio-Prinzips auch weiterhin 
nicht gerichtlich strafbar sein. Wer durch eine offene Tür in ein Büro oder eine fremde Wohnung 
eindringt, begeht auch weiterhin nur eine zivilrechtliche Besitzstörung, macht sich aber durch das 
unbefugte Eindringen für sich allein noch nicht gerichtlich strafbar. Und wer über den Zaun in einen 
Hausgarten einsteigt, um einen verschossenen Ball zu holen, begeht auch weiterhin nur eine zivil­
rechtlich zu verfolgende Besitzstörung; strafbar macht er sich nicht. 

Zu § 109 Abs. 1 Z 1 

Eine andere Qualität bekommt eine Hausrechtsverletzung dann, wenn der Eindringling oder sonst 
einer Person, die sich unbefugt in einer fremden Wohnung oder einem sonstigen Objekt aufhält, 
vom Besitzer oder sonstigen Berechtigten aufgefordert wird, das fremde Objekt zu verlassen, der 
Störer sich aber weigert, dies zu tun, sondern in dem vom Hausrecht geschützten Bereich ver­

harrt. Diese fortgesetzte und intensive Form der Hausrechtsverletzung soll in Hinkunft, wie in 
Deutschland und der Schweiz, auch als Hausfriedensbruch strafbar sein. 

Wie in diesen Rechtsordnungen, sollen gegen ein solches unbefugte Verweilen nicht nur Wohnun­

gen und Betriebsstätten geschützt werden, sondern umfassend auch Häuser und umfriedete Be­

reiche, die unmittelbar zu einem Haus gehören (z.B. Hausgärten). Umfriedet ist ein Bereich, wenn 
er durch Mauem, Zäune oder ähnliches deutlich abgegrenzt ist, mögen auch einzelne Zugänge of­
fenstehen. Bei Liegenschaften, die nicht unmittelbar zu einem Haus gehören (der separate Obstgar­
ten, der separate "reine" Badeplatz, der auf der anderen Seite einer Straße gelegene Garten) oder 
nicht umfriedet sind, ist das rechtswidrige Verweilen trotz Aufforderung des Eigentümers zum Ver­
lassen nach wie vor nicht gerichtlich strafbar, sondern eine zivilrechtliche Besitzstörung. 

Um verhältnismäßig geringfügige Eingriffe von der Strafbarkeit auszunehmen, muss das rechtswid­
rige Verweilen trotz Aufforderung "beharrlich" sein. Auch der Begriff"verweilen" bietet ein Filter, 
um ein ganz kurzfristiges Verbleiben aus der Strafbarkeit auszunehmen. Erklärt der Täter aus Eige­
nem, länger im geschützten Bereich verbleiben zu wollen, dann ergibt sich schon allein daraus die 
Beharrlichkeit des Verweilens. Auch muss die Aufforderung zum Verlassen, der der Täter entge­
genhandelt, aktuell an ihn - wenngleich allenfalls auch gleichzeitig an andere Personen - gerichtet 
sein; eine angebrachte Inschrift "Unbefugte haben die Betriebsstätte unverzüglich zu verlassen" ge­
nügt nicht zur Strafbarkeit nach diesem Absatz. 

Wegen der Strafrechtsakzessorietät des Sicherheitspolizeirechtes kann der Hausrechtseigentümer in 
Hinkunft die Hilfe der Sicherheitsbehörden in Anspruch nehmen, um die beharrliche Beeinträch­
tigung seines Hausrechts durch den Störer zu beenden. Derzeit hilft, wie oben dargestellt, die Polizei 
nur in manchen Fällen. § 38 Abs. 5 SPG ermächtigt die Polizei, einen "Menschen, der ohne Rechts­
grund und ohne Duldung des Besitzers dessen Grundstück oder Raum betreten hat", den Störer auf 
Verlangen des Besitzers wegzuweisen. 

Die Polizei kann jedoch derzeit nicht helfen, wenn sich beispielsweise ein Besucher beharrlich wei­
gert, nach dem Gespräch, zu dem er eingeladen wurde, auf Aufforderung die fremde Wohnung zu 
verlassen, oder aber wenn ein Besucher nach Beendigung seiner Geschäfte weiter im fremden Büro 
bleibt und dieses auch nach eindringlicher Aufforderung nicht verlassen will. In solchen Fällen kann 
der Betroffene, wenn das zuständige Bezirksgericht nicht sofort erreichbar ist, sich nur mit eigen­
mächtiger Gewalt helfen und die Verletzung seines Hausrechts beenden. In Hinkunft soll dagegen 
solch ein unbefugtes und beharrliches Verweilen als Hausfriedensbruch strafbar sein, so dass - in 
der Terminologie des Sicherheitspolizeigesetzes - ein gefährlicher Angriff nach § 16 Abs. 2 SPG 
vorliegt, den die Polizei nach § 2 1  Abs. 2 SPG zu beenden hat. 

Der vorliegende Entwurf leistet daher auch einen Beitrag zur Stärkung des staatlichen Gewaltmo­
nopols gegenüber dem Recht auf eigenmächtige Selbsthilfe (§ 344 ABGB). 
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Zu § 109Abs.l aZ 2  

Diese Strafbestimmung kombiniert, wie schon eingangs beschrieben, den Schutz zweier Rechtsgü­
ter: den Schutz des Hausrechtes und den Schutz von Persönlichkeits- und Geheimhaltungsrech­

ten gegen Verletzungen durch Ton- und Bildaufnahmen. Strafbar soll sein, wer - auf weiche Weise 
immer - in eine Wohn- oder Betriebsstätte eindringt und dort Ton- oder Bildaufnahmen dieser 
Wohn- oder Betriebsstätte oder dort befindlicher Personen oder Sachen anfertigt. Gleichgestellt ist 
der Fall, dass der Eindringling eine Vorrichtung zur Anfertigung solcher Bild- oder Tonaufnahmen 
anbringt, die später solche Aufnahmen anfertigen soll, die dann bei einem weiteren Eindringen ab­
geholt oder per Fernübertragung abgerufen werden sollen. Damit soll dem Umstand Rechnung ge­
tragen werden, dass mit den heutigen technischen Möglichkeiten eine solche Fernübertragung leicht 
bewerkstelligt werden kann und sich das Anfertigen konkreter Aufnahmen bei solchen Systemen 
nur selten konkret wird nachweisen lassen (vgl. schon heute § 119 StGB, wonach schon das Anbrin­
gen einer Abhörvorrichtung den Tatbestand erfüllt und nicht erst ihre Benützung). 

Gegenstand der Aufnahmen müssen das geschützte Objekt oder Personen oder Sachen sein, die sich 
dort befmden. Wer nur sich selbst oder mitgebrachte Gegenstände fotografiert, macht sich nach die­
ser Bestimmung nicht strafbar. 

Im Bereich der Tonaufnahmen überschneidet sich der Anwendungsbereich der neuen Strafbestim­
mung zum Teil mit dem Delikt des Missbrauchs von Tonaufnahnle- oder Abhörgeräten nach § 120 
StGB, geht aber in Kombination mit der Verletzung des Hausrechts darüber hinaus, weil nicht nur 
die unbefugte Kenntnisnahnle von Äußerungen, sondern jegliche Tonaufnahme unter Strafe gestellt 
wird. Die Bestimmung hat also auch diesbezüglich einen eigenständigen Anwendungsbereich. 

Abs. l a  Z 2 normiert ein zweiaktiges Delikt, das erst mit dem Anfertigen der Aufnahme oder dem 
Anbringen der Vorrichtung vollendet ist. Es ist nach den allgemeinen Regeln mit dem ersten Akt 
oder einer dem ersten Akt unmittelbar vorangehenden Handlung jedenfalls dann versucht (§ 15 
StGB), wenn nach dem Vorsatz des Täters der zweite Akt unmittelbar nachfolgen soll. 

Hingewiesen sei noch darauf, dass die nunmehr inkriminierte Verhaltensweise sowohl in Deutsch­
land als auch in der Schweiz ebenfalls strafbar ist, weil ja dort schon das (einfache) Eindringen für 
sich allein mit Strafe bedroht ist, und zwar nicht nur in Wohnungen und Betriebsstätten, sondern 
auch in andere Objekte darüber hinaus (siehe oben). Die vorgeschlagene Strafdrohung ist daher - im 
Sinne des Ultima-Ratio-Prinzips - nach wie vor sehr moderat und bleibt deutlich hinter der Reich­
weite des strafbaren Hausfriedensbruchs in vergleichbaren Rechtsordnungen wie jenen Deutsch­
lands oder der Schweiz zurück. 

Zu § 109 Abs. 2 

Das Grunddelikt des Abs. I soll wie bisher ein Ermächtigungsdelikt sein. Auch bei den neuen Be­
gehungsformen des Abs. I a soll der Täter nur mit Ermächtigung des in seinen Rechten Verletzten 
verfolgt werden. 

Zu § 109 Abs. 3 und 4 

Abs. 3 soll im Wesentlichen unverändert bestehen bleiben. Allerdings soll Z 3 auf das Eindringen 
mit Gewalt gegen eine Person oder Drohung mit Gewalt eingeschränkt werden. Drei Personen, die 
die Tür einer einsam gelegenen alten Scheune zum Übernachten aufbrechen, sollen daher von die­
sem Tatbestand nicht mehr erfasst werden; damit soll der eingangs genannten Kritik Rechnung ge­
tragen werden. 

Abs.4 ist eine Qualifikation zu Abs. l a  Z I und sieht eine erhöhte Strafdrohung für den Täter vor, 
wenn er Gewalt anwendet oder gefahriich droht. 

Die Begehungsformen der Abs. 3 d 4 sind Offizialdelikte. 
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